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Damit der Text möglichst einfach zu lesen ist, verwenden wir in diesen
Allgemeinen Bedingungen (AB) ausschliesslich die männliche Schreibwei-
se und meinen damit auch die weibliche Form.

A Versicherungsumfang

A1 Gegenstand der Versicherung

a) Versichert ist die auf gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen beruhende
Haftpflicht aus dem in der Police bezeichneten Projekt wegen
_ Personenschäden, d.h. Tötung, Verletzung oder sonstige Gesund-

heitsschädigung von Personen, einschliesslich der daraus folgen-
den Vermögenseinbussen und Ertragsausfälle;

_ Sachschäden, d.h. Zerstörung, Beschädigung oder Verlust von
Sachen (einschliesslich der daraus folgenden Vermögenseinbus-
sen und Ertragsausfälle), sofern der Schaden mit dem Abbruch,
der Erstellung oder dem Umbau des versicherten Objektes oder
mit dem Zustand des dazugehörenden Grundstückes und der Aus-
übung des mit diesem verbundenen Eigentumsrechtes oder der
Erfüllung der Unterhaltspflichten in ursächlichem Zusammenhang
steht. Die Funktionsbeeinträchtigung einer Sache ohne deren Sub-
stanzbeeinträchtigung gilt nicht als Sachschaden;

_ Tierschäden, d.h. die Tötung, die Verletzung oder sonstige Ge-
sundheitsschädigung sowie der Verlust von Tieren sind den Sach-
schäden gleichgestellt.

b) Mitversichert sind im Rahmen der vorstehenden Bestimmungen auch
Haftpflichtansprüche
_ gegen den öffentlich-rechtlichen Bauherrn (Bund, Kantone, Ge-

meinden usw.) aufgrund öffentlichen Rechts für widerrechtlich zu-
gefügte Schäden an fremden Grundstücken und anderen Werken;

_ aus Schäden, die auf Arbeiten zurück zu führen sind, die ein
Versicherter ganz oder teilweise selbst ausgeführt hat (vorbehält-
lich C1 AB).

c) Rechtsschutz im Strafverfahren

Wird aufgrund eines versicherten Ereignisses vor Straf- oder Verwal-
tungsbehörden ein Verfahren eingeleitet, übernimmt die Gesellschaft
die dem Versicherten daraus entstehenden Aufwendungen, (z. B. An-
waltshonorare, Gerichts- und Expertisekosten, Parteienentschädigun-
gen an Privatkläger) sowie die dem Versicherten im Verfahren aufer-
legten Kosten. Nicht versichert sind Verpflichtungen, die Strafcharakter
oder strafähnlichen Charakter haben (z. B. Bussen).

Bei einem Rekurs in Bussenangelegenheiten oder bei der Weiterzie-
hung eines erstinstanzlichen Entscheides kann die Gesellschaft Leis-
tungen ablehnen, wenn der Gesellschaft aufgrund der amtlichen Akten
ein Erfolg als unwahrscheinlich erscheint.

Zur Strafverteidigung des Versicherten bestellt die Gesellschaft im
Einvernehmen mit diesem einen Anwalt. Der Versicherte ist nicht
befugt, ohne Ermächtigung durch die Gesellschaft einem Anwalt ein
Mandat zu erteilen. Dem Versicherten zugesprochene Prozess- und
Parteientschädigungen verfallen der Gesellschaft im Umfang ihrer
Leistungen, soweit sie nicht Ersatzleistungen für persönliche Bemü-
hungen und Aufwendungen des Versicherten darstellen.

Der Versicherte hat der Gesellschaft unverzüglich alle Mitteilungen
und Verfügungen über das Verfahren zur Kenntnis zu bringen und die
Anordnungen der Gesellschaft zu befolgen. Trifft der Versicherte von
sich aus oder entgegen den Anordnungen der Gesellschaft Massnah-
men, erbringt die Gesellschaft nur Leistungen, wenn dadurch nach-
weisbar ein wesentlich günstigeres Ergebnis erzielt worden ist.

Für den Versicherungsschutz gemäss dieser Bestimmung sind die
Leistungen der Gesellschaft im Rahmen der für Personen- und Sach-
schäden festgelegten Versicherungssumme auf eine Sublimite von
CHF 250'000 beschränkt (Einmalgarantie). Als Selbstbehalt gilt der in
der Police vereinbarte Betrag.

d) Nur aufgrund besonderer Vereinbarung ist zusätzlich versichert:
_ die Haftpflicht für Vermögensschäden, d.h. in Geld messbare

Schäden, die nicht die Folge eines versicherten Personen- oder
Sachschadens sind;

_ die von einer Bahnunternehmung oder einer öffentlich-rechtlichen
Körperschaft überbundene Haftpflicht für Schäden, die durch die
versicherten Arbeiten verursacht werden;

_ die Haftpflicht aus Sachschäden an fremden Werken und Anlagen,
die das über diese Police versicherte Projekt oder das zugehörige
Grundstück betreffen;

_ die Haftpflicht aus Sachschäden an fremden gefährdeten bewegli-
chen Sachen auf dem über diese Police versicherten Projektgrund-
stück;
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e) Nur aufgrund besonderer Vereinbarung ist zusätzlich der Besucherun-
fall versichert:

Der Umfang der Deckung richtet sich nach diesen Allgemeinen Bedingun-
gen, allfälligen Zusatzbedingungen sowie den Bestimmungen in der Police
und den Nachträgen.

A2 Versicherte Personen

Versichert ist die Haftpflicht

a) des Versicherungsnehmers in der Eigenschaft als Bauherr oder Be-
steller des in der Police bezeichneten Projekts sowie als Eigentümer
des dazugehörenden Grundstückes.

Ist der Versicherungsnehmer eine Personengesellschaft (z.B. eine Kol-
lektivgesellschaft) oder eine Gemeinschaft zu gesamter Hand (z.B.
Erbengemeinschaft), so sind ihm in Rechten und Pflichten die Ge-
sellschafter bzw. die Angehörigen der Gemeinschaft zu gesamter
Hand gleichgestellt.

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für Rechnung Dritter
abgeschlossen (z.B. in seiner Funktion als Architekt oder Generalun-
ternehmer), sind ihm die Personen, auf welche die Versicherung lau-
tet, in Rechten und Pflichten gleichgestellt;

b) der Arbeitnehmer und übrigen Hilfspersonen des Versicherungsneh-
mers (mit Ausnahme von selbständigen Unternehmern und Berufsleu-
ten, deren sich der Versicherungsnehmer bedient, wie Bauunterneh-
mer, Architekt, Bauingenieur, Geologe, Unterakkordanten usw.) aus
ihren arbeitsvertraglichen oder geschäftlichen Verrichtungen im Zu-
sammenhang mit dem versicherten Projekt und mit dem dazugehören-
den Grundstück;

c) des Eigentümers oder beschränkt dinglich Berechtigten des Baugrund-
stückes und/oder des Gebäudes, wenn der Versicherungsnehmer nur
Bauherr, nicht aber Eigentümer des zum versicherten Bauobjekt gehö-
renden Grundstückes und/oder des Gebäudes ist (z.B. Baurecht, Mie-
terausbauten);

d) des Eigentümers eines kraft Dienstbarkeitsvertrages mit einem Durch-
leitungs- oder Wegrecht belasteten Grundstückes für Schäden, die mit
der Erstellung des Werkes (Leitung, Kanal, Strasse usw.) auf seinem
Grundstück zusammenhängen.

Diese Deckung ist auf den Teil der Entschädigung beschränkt, der die
Versicherungssumme derjenigen Versicherung übersteigt, aufgrund
welcher dieser Eigentümer die gesetzliche Haftpflicht aus dem Eigen-
tum des Grundstückes versichert hat (Zusatzversicherung). Diese Ein-
schränkung entfällt, wenn anderweitig keine solche Haftpflichtversiche-
rung für dieses Grundstück besteht.

Wird in der Police oder in den Allgemeinen Bedingungen vom Versiche-
rungsnehmer gesprochen, sind damit stets die unter lit. a hievor erwähn-
ten Personen gemeint, während der Ausdruck Versicherte alle unter
lit. a - d genannten Personen umfasst.

A3 Zusätzliche Bestimmungen für Stockwerkeigentum

Bezieht sich das Projekt auf zu Sonderrecht ausgeschiedene Gebäudetei-
le, erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche:
_ der Eigentümergemeinschaft gegenüber den versicherten Personen

aus Schäden an gemeinschaftlich genutzten Gebäudeteilen und
Grundstücken (in teilweiser Abänderung von A6 lit. a und g AB);

_ eines einzelnen Stockwerkeigentümers gegenüber den versicherten
Personen,

sofern der Schaden mit dem Umbau oder mit der Ausübung der mit dem
Sonderrecht verbundenen Eigentumsrechte oder der Erfüllung der Unter-
haltspflichten in ursächlichem Zusammenhang steht.

Nicht versichert ist bei Ansprüchen der Eigentümergemeinschaft derjenige
Teil des Schadens, welcher der Eigentumsquote des Versicherten ent-
spricht.

Familienangehörige (A6 lit. a Einzug 3 AB) eines Stockwerkeigentümers
sind letzterem gleichgestellt.

A4 Kosten für Sofortmassnahmen

Steht infolge eines unvorhergesehenen Ereignisses der Eintritt eines ver-
sicherten Personen- oder Sachschadens unmittelbar bevor, so erstreckt
sich die Versicherung in Abänderung von A6 lit. h und i AB oder einer an
deren Stelle tretenden Regelung auch auf die zu Lasten des Versicherten
gehenden Kosten, welche durch angemessene, sofortige Massnahmen
zur Abwendung dieser Gefahr verursacht werden.

Nicht versichert sind
_ Sofortmassnahmen, die in einer zur richtigen Vertragserfüllung gehö-

renden Tätigkeit bestehen, wie Behebung von Mängel und Schäden
an hergestellten oder gelieferten Sachen oder geleisteten Arbeiten;

_ Sofortmassnahmen aus Ereignissen, die durch diesen Vertrag nicht

versicherte Kernanlagen, Motor-, Wasser- und Luftfahrzeuge sowie
durch deren Teile oder Zubehör verursacht werden;

_ Aufwendungen für die Feststellung von Lecken, Funktionsstörungen
und Schadenursachen, das Entleeren und Wiederauffüllen von Anla-
gen, Behältern und Leitungen sowie Kosten für Reparaturen und Än-
derungen daran (z.B. Sanierungskosten);

_ Vermögensfolgeschäden aus Sofortmassnahmen;
_ die Kosten für die Beseitigung eines gefährlichen Zustandes im Sinne

von C1 1.1c 3. Einzug AB.

A5   Zusätzliche Bestimmungen im Zusammenhang mit
Umweltbeeinträchtigungen

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden im Zusammen-
hang mit Umweltbeeinträchtigungen.

a) Als Umweltbeeinträchtigung gilt die nachhaltige Störung des natürli-
chen Zustandes von Luft, Gewässern (auch Grundwasser), Boden,
Flora oder Fauna durch Immissionen, sofern als Folge dieser Störung
schädliche oder sonstige Einwirkungen auf die menschliche Gesund-
heit, auf Sachwerte oder auf Ökosysteme entstehen können oder
entstanden sind.

Ebenfalls als Umweltbeeinträchtigung gilt ein Sachverhalt, der vom
Gesetzgeber als "Umweltschaden" bezeichnet wird.

b) Versichert sind - vorbehältlich A6 AB - Personen- und Sachschäden
im Zusammenhang mit einer Umweltbeeinträchtigung nur dann, wenn
diese die Folge eines einzelnen, plötzlich eingetretenen, unvorherge-
sehenen Ereignisses sind, die zudem sofortige Massnahmen erfor-
dern.

Kein Versicherungsschutz besteht:
_ wenn nur mehrere in der Wirkung gleichartige Ereignisse zusam-

men (z.B. gelegentliches tropfenweises Eindringen schädlicher
Stoffe in den Boden, wiederholtes Verschütten von Flüssigkeiten
aus mobilen Behältern) Massnahmen im vorstehenden Sinne aus-
lösen, die bei einzelnen Ereignissen dieser Art nicht notwendig
sind;

_ für den eigentlichen Umweltschaden;
_ für Ansprüche im Zusammenhang mit Altlasten.

c) Von der Versicherung ausgeschlossen sind Ansprüche im Zusammen-
hang mit Umweltbeeinträchtigungen durch Anlagen zur Lagerung, Auf-
bereitung, Durchleitung oder Beseitigung von Abfällen oder sonstigen
Abfallprodukten oder Recycling-Material. Hingegen besteht Versiche-
rungsschutz für baubedingte Anlagen zur
_ Kompostierung oder kurzfristigen Zwischenlagerung von Abfällen

oder sonstigen Abfallprodukten;
_ Klärung oder Vorbehandlung von Abwässern.

A6 Einschränkungen des Deckungsumfanges

Von der Versicherung ausgeschlossen sind:

a) Ansprüche aus Schäden
_ des Versicherungsnehmers;
_ welche die Person des Versicherungsnehmers betreffen (z.B. Ver-

sorgerschaden);
_ von Personen, welche mit dem haftpflichtigen Versicherten im

gemeinsamen Haushalt leben;

b) die Haftpflicht des Täters für Schäden, die anlässlich der vorsätzlichen
Begehung von Verbrechen oder Vergehen verursacht werden;

c) Ansprüche aufgrund einer vertraglich übernommenen, über die gesetz-
lichen Vorschriften hinausgehenden Haftung oder wegen Nichterfül-
lung gesetzlicher oder vertraglicher Versicherungspflicht;

d) die Haftpflicht als Halter und/oder aus dem Gebrauch von Motorfahr-
zeugen und Fahrrädern, die unter die Versicherungspflicht der schwei-
zerischen Strassenverkehrsgesetzgebung fallen, sowie von Schiffen
und Luftfahrzeugen;

e) Ansprüche aus Schäden
_ als Folge von Einwirkungen (wie z.B. Rauch, Staub, Russ, Gase,

Dämpfe oder Flüssigkeiten), die ohne ein unvorhergesehenes und
plötzliches Ereignis im Rahmen des geplanten Projektablaufs ent-
standen sind;

_ deren Eintritt mit hoher Wahrscheinlichkeit erwartet werden musste
(z. B. die Beschädigung von Grund und Boden, einschliesslich
Strassen und Gehwege, durch Betreten und Befahren oder Lage-
rung von Schutt, Materialien und Gerätschaften). Dasselbe gilt für
Schäden, die im Hinblick auf die Wahl einer bestimmten Ar-
beitsweise, zwecks Senkung der Kosten oder Beschleunigung der
Arbeit oder Vermeidung von Vermögenseinbussen in Kauf genom-
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men wurden (z.B. Verzicht auf notwendige Baugrubensicherung,
ursprünglich eingesparte Baukosten);

_ die aufgrund der gewählten Baumethode erfahrungsgemäss zu
erwarten sind.

f) Ansprüche aus Schäden, die das in der Police bezeichnete Projekt
und die dazugehörenden Objekte einschliesslich darin untergebrachte
gefährdete bewegliche Sachen sowie die dazugehörenden Grund-
stücke betreffen;

g) Ansprüche aus Schäden
_ an Sachen, die ein Versicherter zum Gebrauch, zur Bearbeitung,

Verwahrung, Beförderung oder aus anderen Gründen (z.B. in
Kommission, zu Ausstellungszwecken) übernommen oder die er
gemietet oder gepachtet hat. Darunter fallen insbesondere auch
Gebäude und Grundstücke, die ein Versicherter für die Dauer des
Projekts übernommen hat;

_ die an Sachen infolge Ausführung oder Unterlassung einer Tätig-
keit eines Versicherten an oder mit ihnen (z. B. Bearbeitung,
Reparatur; Beladen oder Entladen eines Fahrzeuges) entstanden
sind. Als Tätigkeit im vorstehenden Sinne gelten auch Projektie-
rung und Leitung, Erteilung von Weisungen und Anordnungen,
Überwachung und Kontrolle sowie ähnliche Arbeiten;

h) Ansprüche aus Vermögensschäden, die weder auf einen Personen-
noch auf einen Sachschaden zurückzuführen sind;

i) Ansprüche aus Schäden wegen Verminderung der Ergiebigkeit oder
wegen Versiegens von Quellen.

Aufwendungen, die nötig sind, um die beeinträchtigte Trinkwasserver-
sorgung aufrechtzuerhalten, sind jedoch im Rahmen des Vertrages bis
max. 5% der Versicherungssumme gedeckt;

j) Ansprüche im Zusammenhang mit Asbest;

k) die Haftpflicht
_ für Nuklearschäden im Sinne der schweizerischen Kernenergie-

Haftpflichtgesetzgebung sowie die dazugehörigen Kosten;
_ für Schäden infolge Einwirkung ionisierender Strahlen oder Laser-

strahlen. Diese Einschränkung gilt nicht für Ansprüche aus Schä-
den durch Einwirkung von Laserstrahlen aus der Verwendung von
Geräten und Einrichtungen der Laserkategorie I - IIIB;

l) die Haftpflicht für Schäden, welche durch eingebrachte Stoffe an Anla-
gen zur Lagerung, Aufbereitung, Durchleitung oder Beseitigung von
Abfällen, sonstigen Abfallprodukten oder Recycling-Material verursacht
werden. Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf Ansprüche
aus Schäden an Klär- und Vorbehandlungsanlagen für Abwässer.

m) Direkte oder indirekte Schäden, welche durch
_ bestehende oder drohende übertragbare Krankheiten
_ Handlungen oder Versäumnisse zur Kontrolle, Verhütung oder Un-

terdrückung der übertragbaren Krankheit und deren Verbreitung

verursacht werden, mit diesen in Zusammenhang stehen oder auf
diese zurückzuführen sind. Dies schliesst Kosten zur Abwehr oder
Beseitigung übertragbarer Krankheiten ein.

Als übertragbare Krankheiten gelten Krankheiten, welche - unabhängig
von der Art der Übertragung - über direkten oder indirekten Kontakt
oder durch Exposition mit Krankheitserregern oder deren toxische
Produkte verursacht werden.

A7 Zeitlicher Geltungsbereich

Die Versicherung gilt für Schäden, die während der Vertragsdauer verur-
sacht werden. Der Versicherungsnehmer muss nachweisen, dass der
Schaden während der Vertragsdauer verursacht wurde. Als Schäden im
Sinne dieser Bestimmung gelten auch versicherte Kosten für So-
fortmassnahmen.

A8 Leistungen der Gesellschaft

Die Leistungen der Gesellschaft bestehen in der Entschädigung begrün-
deter und in der Abwehr unbegründeter Ansprüche. Sie sind durch die in
der Police bzw. den Vertragsbedingungen festgelegte Versicherungssum-
me bzw. Sublimite, abzüglich des vereinbarten Selbstbehaltes, begrenzt.

Ungeachtet der Versicherungsdeckung wird bei Schäden, die mit einer
anderen Methode oder zusätzlichen Massnahmen hätten vermieden wer-
den können, vom haftpflichtrechtlich geschuldeten Schaden derjenige Teil
abgezogen, der den eingesparten Mehrkosten für diese andere Methode
oder die zusätzlichen Massnahmen entspricht.

Die Versicherungssumme gilt als Einmalgarantie pro Vertragsdauer, d.h.
sie wird für alle eintretenden Schäden sowie allfällig weitere versicherte
Kosten zusammen höchstens einmal vergütet.

A9 Selbstbehalt

a) Ein in der Police festgelegter Selbstbehalt gilt unter Vorbehalt von lit.
b je nach Vereinbarung
_ pro versichertes Ereignis oder
_ einmalig während der Erstellungsdauer oder
_ pro Grundstücksparzelle.

b) Bei Schäden, die verursacht wurden durch
_ Abbruch-, Ramm-, Vibrier-, Felsabbau- und pyrotechnische

Sprengarbeiten;
_ Aushubarbeiten in Hanglage über 50 % oder Baugrubentiefe über

7 m;
_ Grundwasserabsenkungen;
_ Unterfangungen, Unterfahrungen, Pressvortriebe und Ziehen von

Spundwänden

hat der Versicherte im Rahmen der Vereinbarung gemäss lit. a (Er-
eignis, Erstellungsdauer, Grundstücksparzelle) den in der Police fest-
gelegten Selbstbehalt, mindestens jedoch CHF 5'000.00, selber zu
tragen.

c) Bei Personenschäden wird kein Selbstbehalt verrechnet.

B Vertragsdauer und Kündigung

B1 Beginn

Die Versicherung beginnt mit dem in der Police vereinbarten Zeitpunkt.

B2 Widerrufsrecht

Der Versicherungsnehmer kann seinen Antrag zum Abschluss des Ver-
trags oder die Erklärung zu dessen Annahme schriftlich oder in einer
anderen Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht, widerrufen.

Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage und beginnt, sobald der Versicherungs-
nehmer den Vertrag beantragt oder angenommen hat. Die Frist ist einge-
halten, wenn der Versicherungsnehmer am letzten Tag der Widerrufsfrist
seinen Widerruf der Gesellschaft mitteilt oder seine Widerrufserklärung
der Post übergibt.

Ausgeschlossen ist das Widerrufsrecht bei vorläufigen Deckungszusagen
und Vereinbarungen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat.

B3 Ende

Die Versicherung endet, wenn die Projektleistungen nach den SIA-Nor-
men abgenommen sind oder als abgenommen gelten, spätestens aber in
dem in der Police vereinbarten Zeitpunkt. Sollten bei Vertragsablauf die
Projektarbeiten noch nicht beendet sein oder als abgenommen gelten, so
besteht maximal noch weitere vier Monate Deckung.

Werden versicherte Gefahren unmittelbar im Anschluss an diesen Vertrag
in Gebäudeversicherungen der Allianz Suisse weiter versichert, so bleibt
der Versicherungsschutz für diese Gefahren bis zum Beginn der Gebäu-
deversicherungen bestehen.

B4 Ordentliches Kündigungsrecht

Der Vertrag kann, auch wenn er für eine längere Dauer vereinbart wurde,
auf das Ende des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter
Einhaltung einer Frist von 3 Monaten schriftlich gekündigt werden. Vorbe-
halten bleiben Vereinbarungen, wonach der Vertrag schon vor Ablauf des
dritten Jahres kündbar ist.

B5 Kündigung im Schadenfall

Nach Eintritt eines ersatzpflichtigen Schadens können beide Parteien den
Vertrag kündigen. Die Gesellschaft hat spätestens bei Auszahlung der
Entschädigung zu kündigen, der Versicherungsnehmer spätestens vier
Wochen, nachdem er von der Auszahlung der Entschädigung Kenntnis
erhalten hat.

Kündigt der Versicherungsnehmer, erlischt die Haftung der Gesellschaft
14 Tage nach Empfang der Kündigung.

Kündigt die Gesellschaft, erlischt ihre Haftung mit dem Ablauf von vier
Wochen nach Eintreffen der Kündigung beim Versicherungsnehmer.
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C Obliegenheiten während der Vertragsdauer

C1 Obliegenheiten

Der Versicherungsnehmer ist verantwortlich, dass die in den Allgemeinen
Bedingungen (AB), Zusatzbedingungen (ZB) und Besonderen Bedingun-
gen (BB) formulierten Obliegenheiten den mit der Projektausführung be-
trauten Personen rechtzeitig bekannt gegeben werden.

1.1 a) Die am Projekt Beteiligten (insbesondere Bauherr, Besteller, Un-
ternehmer und Handwerker, Ingenieure, Architekten) sind verpflich-
tet,
_ die gesetzliche vorgeschriebenen, behördlich angeordneten

oder von, der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt (Su-
va) erlassenen Vorschriften zu befolgen;

_ die allgemein anerkannten Regeln der Baukunde, Sicherheits-
und Nutzungsplan (wie z.B. SIA-Normen) bzw. Regeln der
Technik einzuhalten;

_ vor dem Beginn von Arbeiten (wie Erdbewegungs-, Grab-,
Ramm-, Bohr-, Schneid-, Fräs-, Pressarbeiten, usw.) bei den
zuständigen Stellen die Pläne einzusehen und sich Angaben
über die genaue Lage sämtlicher Leitungen, Kabel und dgl. zu
beschaffen;

_ die Sachen während der Versicherungsdauer vor Beschädi-
gung und Verschmutzung durch die Projektarbeiten zu schüt-
zen und ihrer Beschaffenheit sowie den örtlichen und klimati-
schen Verhältnissen entsprechend zu verpacken und zu la-
gern.

b) Für die Planung, Berechnung, Ausführung sowie Bauleitung von
_ grundbautechnischen inkl. Terrainveränderungen;
_ Unterfangungen;
_ Tragkonstruktion neuer Bauwerke;
_ Eingriffen in die Tragkonstruktion bestehender Bauwerke

ist eine ausgewiesene Fachperson (Bauingenieure, Geologe, usw.)
beizuziehen und deren Anordnungen sind zu befolgen.

c) Die am Bauvorhaben Beteiligten sind verpflichtet, auf eigene Kos-
ten
_ alle Massnahmen zum Schutze der benachbarten Werke nach

den allgemein anerkannten Regeln der Baukunde zu treffen,
und zwar auch dann, wenn sich die Massnahmen erst im
Laufe der Abbruch- oder Bauarbeiten als notwendig erweisen;

_ Fehler und Mängel, die bekannt sind oder bekannt sein müss-
ten und zu einem Schaden führen könnten, so rasch als mög-
lich zu beseitigen oder beseitigen zu lassen.

_ einen gefährlichen Zustand, der zu einem Schaden führen
könnte, innerhalb angemessener Frist zu beseitigen.

_ sicherzustellen, dass die Produktion, Verarbeitung, Sammlung,
Lagerung und Beseitigung von umweltgefährdenden Stoffen
unter Einhaltung gesetzlicher und behördlicher Bestimmungen
erfolgt;

_ sicherzustellen, dass die für diese Tätigkeiten verwendeten
Einrichtungen, einschliesslich der Sicherheits- und Alarmanla-
gen, unter Einhaltung von technischen, gesetzlichen sowie be-
hördlichen Vorschriften fachmännisch gewartet und in Betrieb
gehalten werden;

d) Die Gesellschaft behält sich vor, das Projekt jederzeit zu besichti-
gen, Einsicht in die Pläne und Unterlagen der Projektleitung zu
nehmen und nach ihrem Ermessen eine Besprechung mit den
zuständigen am Projekt beteiligten Personen über die getroffenen
oder noch zu treffenden Massnahmen zu verlangen.

1.2 Die Gesellschaft kann bei schuldhafter Verletzung gesetzlicher
oder vertraglicher Obliegenheiten oder Vorschriften

a) im Laufe von vier Wochen, nachdem sie von dieser Verletzung
Kenntnis erhalten hat, den Vertrag kündigen. Der Vertrag er-
lischt 14 Tage nach dem Eintreffen der Kündigung beim Versi-
cherungsnehmer;

b) die Entschädigung kürzen oder verweigern, es sei denn, der
Versicherungsnehmer, sein Vertreter oder die verantwortliche
Betriebsleitung weise nach, dass dies keinen Einfluss auf den
Eintritt des Schadens und den Umfang der von der Ge-
sellschaft geschuldeten Leistung hatte.

C2 Gefahrsveränderung

Jede Änderung einer für die Beurteilung der Gefahr erheblichen Tatsache,
deren Umfang die Parteien bei der Beantwortung der Antragsfragen fest-
gestellt haben, ist der Gesellschaft sofort schriftlich anzuzeigen.

Bei Gefahrserhöhungen kann die Gesellschaft für den Rest der Vertrags-
dauer die entsprechende Prämienerhöhung vornehmen oder den Vertrag
binnen 14 Tagen nach Empfang der Anzeige auf vier Wochen kündigen.
Das gleiche Kündigungsrecht steht dem Versicherungsnehmer zu, wenn
über die Prämienerhöhung keine Einigung erzielt wird. In beiden Fällen
hat die Gesellschaft Anspruch auf die tarifmässige Prämienerhöhung vom
Zeitpunkt der Gefahrserhöhung bis zum Erlöschen des Vertrages.

Bei einer Gefahrserhöhung, die schuldhaft nicht angezeigt worden ist,
kann die Entschädigung in dem Ausmasse reduziert werden, als Eintritt
oder Umfang des Schadens dadurch beeinflusst wurden.

Bei einer wesentlichen Gefahrsminderung ist der Versicherungsnehmer
berechtigt, den Vertrag mit einer Frist von vier Wochen schriftlich zu
kündigen oder eine Prämienreduktion zu verlangen. Lehnt die Ge-
sellschaft eine Prämienreduktion ab oder ist der Versicherungsnehmer mit
der angebotenen Reduktion nicht einverstanden, so ist dieser berechtigt,
den Vertrag innert vier Wochen seit Zugang der Stellungnahme der Ge-
sellschaft mit einer Frist von vier Wochen schriftlich zu kündigen.

Die Prämienreduktion wird mit dem Zugang der Mitteilung bei der Ge-
sellschaft wirksam.

D Versicherungsprämie

D1 Fälligkeit, Verzug

Die Prämie ist für die ganze Vertragsdauer im Voraus zu entrichten,
wobei für die vorläufige Prämienberechnung die Angaben im Versiche-
rungsantrag zugrunde gelegt werden.

Kommt der Versicherungsnehmer seiner Zahlungspflicht nicht nach, wird
er, unter Androhung der Säumnisfolgen, auf seine Kosten schriftlich auf-
gefordert, binnen 14 Tagen nach Absendung der Mahnung Zahlung zu
leisten.

Bleibt die Mahnung ohne Erfolg, ruht die Leistungspflicht der Gesellschaft
vom Ablauf der Mahnfrist an bis zur vollständigen Zahlung der Prämien
und Kosten.

Nach Fertigstellung der versicherten Bauleistungen wird bei Hoch- und
Tiefbauten mit einer Bausumme von mehr als CHF 2 Mio. die Prämienab-
rechnung aufgrund der endgültigen Bausumme vorgenommen, sofern die
Mehr- resp. Rückprämie mehr als CHF 100.- beträgt.

D2 Projektkostennachweis

Auf Verlangen der Gesellschaft hat der Versicherungsnehmer die für die
definitive Prämienberechnung relevanten Projektkosten detailliert offen zu
legen.
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E Versicherungsfall

E1 Anzeigepflicht

Ereignet sich ein Schadenfall, dessen voraussichtliche Folgen die Versi-
cherung betreffen können oder werden gegen einen Versicherten Haft-
pflichtansprüche erhoben, so ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, die
Gesellschaft unverzüglich zu benachrichtigen.

Wenn infolge eines Schadenereignisses gegen einen Versicherten ein
Polizei- oder Strafverfahren eingeleitet wird oder der Geschädigte seine
Ansprüche gerichtlich geltend macht, ist die Gesellschaft ebenfalls sofort
zu orientieren.

Die Gesellschaft kann über einen der folgenden Kanäle benachrichtigt
werden:

24-Std.-Telefonzentrale für Anrufe aus der Schweiz 0800 22 33 44

24-Std.-Telefonzentrale für Anrufe aus
dem Ausland +41 43 311 99 11

Telefax +41 58 358 03 01

Generalagentur gemäss Police

E-Mail schadenservice@allianz.ch

Internet www.allianz.ch

E2 Schadenbehandlung und Prozessführung

a) Die Gesellschaft übernimmt die Behandlung eines Schadenfalles nur
insoweit, als die Ansprüche den festgesetzten Selbstbehalt überstei-
gen.

Bei strittigen Forderungen, die den Selbstbehalt nicht übersteigen,
übernimmt die Gesellschaft keine Abwehrkosten.

b) Die Gesellschaft führt die Verhandlungen mit dem Geschädigten. Sie
ist Vertreterin der Versicherten, und ihre Erledigung der Ansprüche
des Geschädigten ist für die Versicherten verbindlich. Die Gesellschaft
ist berechtigt, den Schadenersatz dem Geschädigten direkt und ohne
Abzug eines allfälligen Selbstbehaltes auszurichten. Die Versicherten
haben ihr in diesem Falle unter Verzicht auf sämtliche Einwendungen
den Selbstbehalt zurückzuerstatten.

Die Versicherten sind verpflichtet, direkte Verhandlungen mit dem
Geschädigten oder dessen Vertreter über Ersatzansprüche, jede Aner-
kennung einer Haftung oder Forderung, den Abschluss eines Ver-
gleichs und die Leistung von Entschädigungen zu unterlassen, sofern
nicht die Gesellschaft hiezu ihre Zustimmung gibt. Überdies haben die

Versicherten der Gesellschaft unaufgefordert jede weitere Auskunft
über den Fall und die vom Geschädigten unternommenen Schritte zu
erteilen, ihr sämtliche, die Angelegenheit betreffende Beweisgegen-
stände und Schriftstücke (dazu gehören vor allem auch gerichtliche
Dokumente wie Vorladungen, Rechtsschriften, Urteile usw.) unverzüg-
lich auszuhändigen und sie auch anderweitig bei der Behandlung des
Schadens nach Möglichkeit zu unterstützen (Vertragstreue).

c) Kann mit dem Geschädigten keine Verständigung erzielt werden und
wird der Prozessweg beschritten, so haben die Versicherten auf Ver-
langen der Gesellschaft dieser die Führung des Zivilprozesses zu
überlassen. Sie trägt diese Kosten im Rahmen der Versicherungsde-
ckung. Wird einem Versicherten eine Prozessentschädigung zugespro-
chen, so steht diese, soweit sie nicht der Deckung seiner persönlichen
Auslagen bestimmt ist, der Gesellschaft zu.

E3 Abtreten von Ansprüchen

Die Versicherten sind ohne vorgängige Zustimmung der Gesellschaft nicht
berechtigt, Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag an Geschädigte
oder Dritte abzutreten.

E4 Folgen bei vertragswidrigem Verhalten

Verletzt der Versicherungsnehmer, sein Vertreter oder die verantwortliche
Betriebsleitung schuldhafterweise gesetzliche oder vertragliche Obliegen-
heiten oder Vorschriften, kann die Entschädigung gekürzt oder verweigert
werden, es sei denn, der Versicherungsnehmer, sein Vertreter oder die
verantwortliche Betriebsleitung weise nach, dass dies keinen Einfluss auf
den Eintritt des Schadens und den Umfang der von der Gesellschaft
geschuldeten Leistung hatte.

E5 Regress

a) Wenn Bestimmungen dieses Vertrages oder des Bundesgesetzes über
den Versicherungsvertrag, welche die Deckung einschränken oder
aufheben, von Gesetzes wegen dem Geschädigten nicht entgegenge-
halten werden können, hat die Gesellschaft insoweit, als sie ihre
Leistungen kürzen oder ablehnen könnte, ein Rückgriffsrecht ge-
genüber dem Versicherten.

b) Der Gesellschaft bleibt in allen Fällen der Rückgriff auf Architekten,
Ingenieure und Unternehmer gewahrt.

F Allgemeine Bestimmungen

F1 Mitteilungen

Alle Mitteilungen an die Gesellschaft sind der zuständigen Generalagen-
tur, welche in der Police aufgeführt ist, oder der Gesellschaft selbst
zuzustellen.

Das Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag (VVG) sieht für ver-
schiedene Mitteilungen vor, dass diese in einer Form, welche den Nach-
weis durch Text ermöglicht, erfolgen können. Die Gesellschaft akzeptiert
in diesen Fällen Mitteilungen des Versicherungsnehmers per E-Mail, auch
wenn die Versicherungsbedingungen die Schriftlichkeit vorsehen. Dies
betrifft die Kündigung sowie Mitteilungen in Bezug auf die Gefahrsminde-
rung, Mehrfachversicherung und Handänderung.

F2 Gerichtsstand

Bei Rechtsstreitigkeiten kann der Versicherungsnehmer oder der An-
spruchsberechtigte Klage erheben, entweder am Sitz der Gesellschaft
oder an seinem schweizerischen Sitz oder Wohnsitz.

Hat der Versicherungsnehmer oder der Anspruchsberechtigte seinen Sitz
oder Wohnsitz im Fürstentum Liechtenstein oder liegt dort das versicherte
Interesse, gilt bei Rechtsstreitigkeiten Vaduz als Gerichtsstand.

F3 Gesetzliche Grundlagen

Im Übrigen gelten die Bestimmungen des schweizerischen Bundesgeset-
zes über den Versicherungsvertrag (VVG).

Für Versicherungsnehmer mit gewöhnlichem Aufenthalt oder Hauptverwal-
tung im Fürstentum Liechtenstein gelten die zwingenden Bestimmungen
des liechtensteinischen Rechts.


